
Sozialgericht

Mediation auch 
bei Streit

um Hartz IV
Am Sozialgericht Leipzig besteht 
künftig die Möglichkeit, Streitfälle im 
Wege der Mediation einvernehmlich 
zu lösen. Dabei handelt es sich um 
ein freiwilliges Verfahren, bei dem 
die Beteiligten unter Mithilfe eines 
neutralen Dritten, des Mediators, 
nach einer von allen akzeptierten 
Problemlösung suchen. Sollte es 
aber zu keiner Streitbeilegung kom-
men, wird die Sache beim zuständi-
gen Richter verhandelt. 

Wie Gerd Schmidt, Präsident des 
Sächsischen Landessozialgerichtes 
sagte, sei die Mediation auch bei 
Hartz-IV-Verfahren denkbar, bei-
spielsweise in Wohnungsangelegen-
heiten oder bei Eingliederungsver-
einbarungen. „Mediation ist nicht 
eine Sache des Rechtsgebietes, 
sondern des vernünftigen Umgangs 
miteinander“, so Schmidt. Sozialge-
richte sind zuständig bei Streit um 
Arbeitsförderung, Sozialhilfe und 
die Grundsicherung für Arbeitssu-
chende, ebenso bei Auseinanderset-
zungen in Fragen der gesetzlichen 
Renten-, Kranken-, Unfall- und 
sozialen Pflegeversicherung. Auch 
das Landessozialgericht sowie das 
Chemnitzer Sozialgericht bieten 
künftig diese Form der Streitbeile-
gung an. Die Richter hoffen dadurch 
auf Entlastung. In drei Jahren soll 
Bilanz gezogen werden.   S. K.

Aktionstag

Flagge zeigen 
für Tibet

Die Initiative für eine Vereinigte Linke in 
Leipzig hat Oberbürgermeister Burkhard 
Jung (SPD) aufgefordert, sich wieder 
beim Aktionstag am 10. März mit einer 
Tibet-Flagge vor dem Rathaus der Stadt 
am Internationalen Aktionstag für Tibet 
zu beteiligen. An diesem Tag jährt sich 
zum 51. Mal der Aufstand des tibetischen 
Volkes gegen die chinesischen Besatzer. 
Während es im ersten Jahr der Flaggen-
Aktion 21 Teilnehmer gab, waren es 
im Vorjahr bundesweit fast 800 Städte, 
Landkreise und Gemeinden, die mit dem 
Hissen der tibetischen Nationalflagge an 
ihren Rathäusern ihre Solidarität mit der 
Himalaya-Region zeigten. „Wir würden 
uns außerordentlich freuen, wenn sich 
die Stadt Leipzig in den großen Kreis 
der Solidarität einreihen würde“, so 
Uwe Kurth von der Vereinigten Linken. 
Leipzig gehörte nach Angaben der Tibet-
Initiative Deutschland in den beiden ver-
gangenen Jahren ebenso wie beispiels-
weise Taucha und Halle zu den Flagge 
zeigenden Kommunen. r.
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Rathaus

Fördergeldliste wird 
veröffentlicht

Die Übersicht der bewilligten Förder-
gelder, die an gemeinnützige, in der 
Migrantenarbeit und im interkulturellen 
Bereich tätige Vereine im Haushaltsjahr 
2010 ausgereicht werden, liegt vom 25. 
Januar bis zum 5. Februar an der Bür-
gerinformation im Neuen Rathaus zur 
Einsichtnahme aus (montags und mitt-
wochs 8 bis 15 Uhr, dienstags 8 bis 18 
Uhr, donnerstags 8 bis 16.30 Uhr und 
freitags 8 bis 13.45 Uhr). Die Förder-
mittelübersicht ist außerdem im Inter-
net unter www.leipzig.de/migranten zu 
finden. r.

LESERTELEFON

Heute

Nils vor den Tharen 
(vdt)  
Wirtschaftsredakteur

2181-1224
(von 10–12 Uhr)

Gestern am Telefon

Müllberge und
Müllpicker

Der Winter bewegt nach wie vor viele 
Leipziger. „Bei uns wurde schon seit 
fünf Wochen die gelbe Tonne nicht ge-
leert“, beklagte Ilona Jesulat aus der 
Fritz-Seger-Straße. „Das stimmt, diese 
Gegend befahren wir turnusmäßig in 
geraden Kalenderwochen.“ Weil sich 
das über den Jahreswechsel und durch 
den Schnee unglücklich fügte, seien 
diese Touranlieger wirklich benachtei-
ligt, bedauerte Anita Rademacher von 
der Abfall-Logistik Leipzig. Es wurden 
schon Sonderschichten gefahren, 
doch sei nicht alles sofort aufzuholen.

Gleich mehreren Lesern stieß ges-
tern auf, dass sie Gelbe Engel beim 
Müllaufpicken beobachteten, wo doch 
Schneeschieben viel wichtiger sei. 
„Bei uns in der Friedrichshafner Straße 
mussten die Männer mit den blauen 
Müllsäcken das festgefrorene Papier 
erst mühsam mit dem Fuß lösen, ehe 
der Papierknipser zum Einsatz kam“, 
zeigte sich Rolf Höhne verwundert. In 
der Hamburger/Ecke Berliner Straße 
wurde Ähnliches beobachtet. 

Die jüngste Ankündigung der Stadt-
verwaltung, das Budget für den Winter-
dienst noch weiter kürzen zu wollen, 
kommentierte Christel Kullick aus 
Dölitz als „Unverschämtheit.“ 

 Cornelia Lachmann

LESERBRIEFE

Demokratisierung statt 
Privatisierung

Zur Berichterstattung über die Entlas-
sung und die Strafverfahren gegen Mana-
ger der Kommunalen Wasserwerke:

Es ist natürlich gut, wenn die Leipziger 
Volkszeitung die Ereignisse in der Füh-
rungsetage der Kommunalen Wasser-
werke verfolgt. Der Beitrag vom 7. Januar 
deutet darauf hin, dass es keine einfachen 
Antworten geben wird hinsichtlich des ver-
meintlichen oder tatsächlichen Skandals 
um die beiden suspendierten Geschäfts-
führer. 

Mir sind bis jetzt aber zwei Aspekte zu 
kurz gekommen: Zum einen wurden die 
hochriskanten Cross-Border-Leasing-Ge-
schäfte (CBL) damals von einer breiten 
Mehrheit im Stadtrat (in der Regel aus 
CDU und SPD bestehend) abgesegnet. 
Inwieweit die Stadträte die Tragweite 
überblickt haben, sei dahin gestellt. Ober-
bürgermeister, Verantwortliche der Verwal-
tung und auch die Manager der beteiligten 
Unternehmen sahen offenbar nur das 
schnelle Geld – der Stadtrat winkte durch. 
Dabei gab es auch warnende Stimmen, 
vom globalisierungskritischen Netzwerk 
Attac zum Beispiel. Und die andere Seite 
der Medaille: Auf Seite 6 der Ausgabe vom 
7. Januar lesen wir, dass den Kommunen 
im neuen Jahr 700 Millionen Euro fehlen 
werden. Allein in Sachsen! So geht es 
doch seit Jahren. Die meisten Kommunen 
sind unterfinanziert – und ihre Politiker su-
chen dann, auf abenteuerlichsten Wegen 
aus der Misere herauszukommen. 

Viele Bürgerinnen und Bürger haben es 
verstanden, die Lösung ist nicht Privati-
sierung, sondern Demokratisierung! Bes-
sere demokratische Kontrolle und eine 
Regulierung der Finanzmärkte hätten die 
CBL-Blase verhindern können.

 Wolfgang Franke, 04103 Leipzig

Die Liste der korrupten Geschäftsfüh-
rer unserer Stadt wird immer länger. Die 
Geldgier der hochbezahlten Herren ist un-
ermesslich. Hoffentlich erhalten sie auch 
gerechte Strafen, indem der Schaden an 
unserer Stadt mit jedem Cent beglichen 
wird. Wir leben doch in einem Rechtsstaat! 
Oder? Vielleicht fehlt zur Strafe noch das 
i-Pünktchen: der Maultaschenklau.

 Helga Gansovi, 94279 Leipzig 

Unerträgliche 
Bevormundung

Zur Lockerung der Baumschutzordnung:
Wenn ich mir die jungen Leute des Um-

weltverbandes Ökolöwe so ansehe, bin 
ich mir ziemlich sicher, dass noch keiner 
von ihnen je einen Baum gepflanzt hat. Ich 
kenne keinen Grundstücksbesitzer, der, 
wenn er keine Genehmigung mehr dafür 
benötigt, sofort seinen Baumbestand un-
verantwortlich abholzen würde. Es geht 
darum, dass ältere Bäume, die krank 
sind, die eine Gefahr für die Umgebung 
bilden (Windbruch oder starke Wurzel-
bildung) oder die durch ihren Schatten 
andere Pflanzen beim Wachsen behin-
dern, ohne Genehmigung entfernt werden 
können. Schließlich haben wir die Bäume 
auch ohne Genehmigung und auf eigene 
Kosten gepflanzt! Ich finde diese Art von 
Bevormundung schon lange unerträglich.

 Christine Wommer, 04289 Leipzig

Die – meist gekürzten – Briefe und  
E-Mails geben die Meinung des Absen-
ders wieder und stimmen nicht in jedem 
Fall mit der der Redaktion überein. 

Grünes Licht für die
Containerschule

Nach Standort für Neubau wird weiter gesucht
Nun steht es fest: Im Waldstraßenviertel 
soll nach den Sommerferien eine Con-
tainerschule öffnen, um die Lessing-
Grundschule zu entlasten. Der Stadtrat 
billigte am späten Mittwochabend nach 
kontroverser Diskussion die Interims-
lösung auf dem Robert-Koch-Platz. Zü-
gig soll außerdem nach einem Standort 
für einen Neubau gesucht werden. 

Ein Teil des Streites ist entschärft: 
Der Spielplatz bleibt für Kinder und 
Jugendliche des Wohngebietes offen 
– wird nicht komplett als Schulhort 
eingezäunt. „Davon wird nur noch ein 
kleiner Teil bis zu ersten Skaterbahn 
integriert“, erklärte der Schulbürger-
meister Thomas Fabian (SPD).

Er durfte sich aber viel Kritik anhö-
ren: „Die Verwaltung hat die Entwick-
lung verschlafen. Wenn schon Krippen- 
und Kindergartenplätzen im Viertel 
fehlen, gibt es dann auch zu wenig 
Schulplätze“, sagte SPD-Stadträtin Ute 
Köhler-Siegel. Auch Margitta Hollick 
(Linke), Katharina Krefft (Grüne) und 
Stefan Billig (CDU) äußerten sich ähn-
lich. Fabian verwies auf Zahlen aus 
dem Jahr 2005. Damals sei die heutige 
Entwicklung noch nicht absehbar ge-
wesen. Er appellierte an die Stadträte, 

der Zwischenlösung in „Systembauwei-
se“ zuzustimmen. Sonst reiche die Zeit 
bis August für den Bau nicht mehr.

Ein Vorschlag, den Grünen-Stadtrat 
Roland Quester zunächst nicht akzep-
tieren wollte. Er fragte, weshalb andere 
Standorte, wie die Fläche am Wertstoff-
hof an der Goyastraße, der Parkplatz 
am alten Schwimmstadion oder die 
Werferanlage am Sportforum nicht in 
Frage kommen. „Bis jetzt gibt es keine 
belastbare Aussage – nicht einmal im 
Bauausschuss.“ Oberbürgermeister 
Burkhard Jung (SPD) entgegnete, das 
Areal an der Goyastraße sei Teil eines 
Gesamtpaketes mit Stadion, Arena und 
Sportforum, über welches die Stadt 
derzeit mit Eigentümer Michael Kölmel 
verhandele. Die Werferanlage gehöre 
zum Sportprogramm 2015 und stehe 
nur für kurze Zeit zur Verfügung. „Zwi-
schen zwei Veranstaltungsorten mit 
Zentralstadion und Arena können wir 
keine Grundschule bauen“, begründete 
Baubürgermeister Martin zur Nedden 
(SPD) die Ablehnung für das Gelände 
am Schwimmstadion. 

Eine Prognose, wie lange die Contai-
nerschule als Übergang dient, gab es 
aber nicht.  M. O.

Grünes Licht für
zweites Parkhaus am Zoo
Verkehrskonzept setzt aber auf Anreise mit der Bahn

Dem Grunde nach ist der Bau eines 
neuen Parkauses am Zoo bis Frühjahr 
2010 beschlossen. Offen bleibt aber, 
wie es finanziert wird. Vielen Stadt-
räten sind die geschätzten Kosten von 
9,75 Millionen Euro, die wahrschein-
lich aus dem Stadthaushalt kommen 
sollen, zu hoch. „Finden Sie schnell 
einen Investor und Betreiber“, forderte 
SPD-Stadtrat Mathias Weber. 

Hintergrund der Debatte sind zusätz-
liche Besucher die am Zoo mit der Er-
öffnung des Gondwanalandes 2011 so-
wie nach Inbetriebnahme der sanierten 
Kongreßhalle erwartet werden. Bereits 
heute sorgen an Spitzentagen 10 000 
Zoobesucher für akuten Parkplatz-
mangel im Umfeld des Zoologischen 
Gartens. Das Problem sei aber nur zu 
lösen, wenn mehr Besucher den öffent-
lichen Nahverkehr nutzen. „Der Zoo 
Zürich wirbt bereits auf seiner Inter-
netseite für die Benutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel, der Zoo Leipzig listet 
Autobahnabfahrten auf“, konstatierte 
Roland Quester (Grüne), der ebenso wie 
Jens Herrmann (Linke) für eine Strate-
gie des Förderns (Umweltverbund) und 
Begrenzen (Individualverkehr) eintrat. 
„Im besten Fall beginnt das positive 

Erlebnis Zoo nicht erst am Eingang, 
sondern schon auf der Reise.“  

Die Verwaltung wurde beauftragt, ge-
meinsam mit den Leipziger Verkehrs-
betrieben und dem Zoo die Einführung 
eines Kombiticktes zu prüfen, das als 
Eintrittskarte und Fahrschein genutzt 
werden kann. Auch eine attraktive fuß-
läufige Verbindung vom Hauptbahnhof 
sowie vom Wilhelm-Liebknecht-Platz 
zum Zoo samt Wegeleitsystem unter 
dem Motto „Vom Großstadtdschungel 
zum Gondwanaland“ wurde angeregt. 
Sabine Heymann (CDU) machte sich für 
die Belange der Anwohner stark, die 
im Umfeld des Zoos ihr Auto abstellen 
müssen. „Wir müssen die verbleibende 
Zeit nutzen, um in einen echten Dis-
kussionsprozess zu treten.“

Beschlossen wurde außerdem der 
Umbau der Pfaffendorfer Straße im 
Bereich Gondwanaland sowie des Tan-
gentenvierecks Nord zwischen Leibniz-
straße und Löhrstraße. Dafür stellte der 
Stadtrat Geld in Höhe von insgesamt 
2,86 Millionen Euro sowie für verkehrs-
organisatorische Maßnahmen weitere 
665 000 Euro bereit. Dazu soll es aber 
ebenso wie zum Bau des Parkhauses 
gesonderte Beschlüsse geben.  M. O.

Mann will von Polizei erschossen werden
Richter müssen über Unterbringung des 30-Jährigen in der Psychiatrie entscheiden

Weitgehend unter Ausschluss der Öf-
fentlichkeit läuft seit gestern vor dem 
Landgericht der Prozess gegen einen 
30-jährigen gelernten Fleischer. Die 5. 

Strafkammer wird in dem bis Anfang 
März terminierten Verfahren zu ent-
scheiden haben, ob Steve S. womög-
lich für längere Zeit in einem psychi-
atrischen Krankenhaus untergebracht 

werden muss. Staatsanwalt 
Ulrich Jakob listete gestern 
mehrere von dem gebürtigen 
Schkeuditzer begangene Straf-
taten auf: So soll er am 9. Ok-
tober 2008 einer Allianz-Ver-
treterin in der Schnorrstraße 
damit gedroht haben, sie und 
ihre Familie töten zu wollen. 
Er war der Ansicht, sie habe 
zu Unrecht Geld von seinem 
Konto abgebucht. Die Frau alarmierte 
daraufhin die Polizei, wodurch sich 

Steve S. veranlasst sah, zwei 
große Fleischermesser aus 
seinem Rucksack hervor-
zuholen. Der Staatsanwalt: 
„Mit den Messern in beiden 
Händen ging er auf die Be-
amten zu und forderte sie auf, 
ihn zu erschießen.“ Sie hätten 
jedoch beruhigend auf ihn 
eingeredet – und er schließ-
lich aufgegeben. 

Bei einem weiteren Vorfall soll er 
im Juli 2009 immer wieder Äpfel auf 

zwei Jungen geschossen haben, um sie 
zu verletzen. Als der Vater eines der 
Kinder die Attacke unterbinden woll-
te, wurde er selbst zum Opfer. Steve 
S. habe ihn getreten sowie geschla-
gen und als Begründung gesagt: „Du 
atmest meine Luft.“ Die Staatsanwalt-
schaft geht davon aus, dass aufgrund 
der akuten paranoiden Schizophrenie 
des Mannes eine Aufhebung der Steue-
rungsfähigkeit nicht ausgeschlossen 
werden kann und weitere rechtswid-
rige Straftaten zu erwarten sind.  S. K.

Steve S.
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Geständnis der Gärtner
Nach Auffliegen von Cannabis-Plantage in Lindenau Bewährungsstrafen verhängt

Klein, aber fein sollte sie sein – eine 
Cannabis-Plantage in einem Linde-
nauer Hinterhof. Allerdings flog sie 
im Dezember 2008 auf. Die beiden 
Züchter hatten das Gewerbeobjekt als 
Probenraum für ihre Band gemietet, 
ihn aber nie als solchen benutzt. Das 
ließ die Vermieterin letztlich stutzig 
werden. Gestern musste sich das Duo 
vor dem Amtsgericht verantworten.

Erst wollte er nicht mit der Sprache 
herausrücken. Dann entschloss sich 
Hans J. aber doch 
zum Geständnis und 
verblüffte auch gleich 
mit seiner Erklärung 
auf die Frage des 
Gerichts nach den 
Gründen des illegalen 
Anbaus. „Der Gesund-
heit wegen“, meinte 
der 25-Jährige, zur 
Tatzeit Küchenhelfer. 
Und fügte ergänzend 
hinzu: „Damals gab es  
doch die Geschichte 
mit dem verseuchten 
Gras in der Leipziger 
Region.“  Woraufhin 
Richterin Ute Pisecky 

mit den Worten konterte: „Gerade das 
hätte Veranlassung sein müssen, damit 
aufzuhören.“ 

Wie berichtet, hatten Polizei, Justiz 
und Gesundheitsbehörden im Novem-
ber 2007 erstmals 
dringend vor kon-
taminiertem Ma-
rihuana im Raum 
Leipzig gewarnt. Auslöser waren etli-
che Patienten mit schlimmen Bleiver-
giftungen. Sie litten an Bauchkrämpfen, 
Blutarmut und Lähmungen. Hunderte 

Drogenkonsumenten ließen in den Fol-
gemonaten ihr Blut untersuchen. Sie 
hatten mit Blei versetztes Marihuana 
geraucht. Doch bis heute ist der Fall 
unaufgeklärt. Es konnte nicht ermittelt 

werden, wer den 
verseuchten Stoff 
in Umlauf gebracht 
hat. Bei Marihua-

na handelt es sich um getrocknete 
und zerkleinerte Teile der weiblichen 
Cannabispflanze, um Stängel, Spitzen, 
Blätter und Blüten – auch bekannt als 

Gras. Haschisch indes besteht aus dem 
gepressten Harz der Blütenstände der 
weiblichen Cannabispflanze. 

Dem Mitangeklagten Benito S. (23) 
zufolge stand auf der Plantage an der 
Jordanstraße die erste Ernte bevor. 
„Die 24 Pflanzen hatten noch nicht das 
Stadium für den Konsum erreicht“, so 
der damals Arbeitslose, der sich vor 
allem um die Pflege kümmerte. Bei den 
Durchsuchungen der Wohnungen bei-
der waren Ende 2008 jeweils Drogen 
aufgespürt worden, die aus Schwarz-

m a r k t - K ä u f e n 
stammten. Inzwi-
schen, versicherten 
sie gestern, hätten 
sie mit all dem 
aufgehört. Benito 
S. kam mit acht, 
Hans J. mit zwölf 
Monaten Haft auf 
Bewährung sowie 
je 80 Stunden ge-
meinnütziger Ar-
beit davon. 

Ob sie sich dabei 
gärtnerisch betäti-
gen sollen, wurde 
gestern nicht be-
kannt.  Sabine Kreuz

Benito S. (links, mit Verteidiger Dirk Altermann): „Die Sache 
mit verseuchtem Gras hat uns schockiert.“

Hans J. (links, mit Verteidiger Christian Friedrich): „Wir haben die 
Gefahr des Auffliegens unterschätzt.“  Fotos: André Kempner
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Kurzzeitige A-14-Sperrungen: Noch bis zum Sonntag werden am Flughafen Leipzig/
Halle an der neu entstehenden zweiten Rollbrücke Ost die ersten Brückenträger über 
die Autobahn A 14 in Richtung Dresden verlegt. Die 24 Träger sind bis zu 27,35 Meter 
lang und wiegen bis zu 78,60 Tonnen. In Folge der Baumaßnahmen kommt es auf der 
A 14 in Richtung Dresden in Höhe der Anschlussstelle Flughafen jeweils in der Zeit von 
1 bis 4 Uhr zu zeitweiligen Verkehrseinschränkungen. Bis zu 30 Minuten muss der Ver-

kehr für den Einhebeakt angehalten werden. Die Vorarbeiten für die neue Riesenbrücke 
laufen bereits seit 2006. Im Oktober des Vorjahres wurde der erste von insgesamt 192 
Trägern montiert. Nach Fertigstellung im Laufe des Jahres wird die Flugzeug-Rollbrücke 
mit einer Länge von 191,5 Metern und einer Breite von 63,5 Metern die A 14 sowie den 
Straßen- und Schienenanschluss des Airports überspannen. An den Arbeiten sind bis zu 
70 Bauleute beteiligt. Foto: Heiko Trebs

Nächtliches Wachstum der dritten Flugzeug-Rollbrücke
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